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VORWORT

Fast eine Million Menschen in 
Wien sind Mitglieder der Arbei-
terkammer (AK). Sie haben in der  
Arbeitswelt, in der Berufsschule, 
beim Wohnen, in der Karenzzeit 
und vielem mehr Anliegen, Fragen 
und Sorgen. Als Arbeiterkammer 
stehen wir immer auf der Seite 
unserer Mitglieder. Wir sind da, 
wenn es um die Rechte der arbei-
tenden Menschen geht. Wenn es 
nötig ist, ziehen wir auch gegen 
Unternehmen vor Gericht.  

Wir sind auch auf der politischen 
Bühne aktiv: Wir begutachten 
Gesetze, verhandeln im Rahmen 
der Sozialpartnerschaft, verbün-
den uns zu gewissen Themen mit 
anderen Institutionen. Welche 
Schwerpunkte wir dabei setzen, 
bestimmen unsere Mitglieder: 
Alle fünf Jahre können sie bei der 
Arbeiterkammerwahl über den 
politischen Kurs der AK entschei-
den. In Wien ist das von 10. bis  
23. April 2024 möglich. 

Die Fraktion Sozialdemokratischer  
Gewerkschafter:innen(FSG) tritt 
auch 2024 wieder zu dieser Wahl 
an. Wir haben dafür ein Programm 
für die Zukunft entwickelt – ein 
Programm für mehr Gerechtig-
keit. Es geht dabei um bessere 
Arbeitsbedingungen, faire Vertei-
lung von Arbeitszeit und Einkom-
men, gleiche Chancen für Frauen, 
gute Ausbildung und Arbeit für 
junge Menschen und vernünftiges 
Handeln gegen die Klimakrise. 

Mit einer starken FSG in der Arbei-
terkammer können wir den An-
liegen der Arbeitnehmer:innen, 
der Lehrlinge, der Studierenden, 
der Arbeitsuchenden, der Eltern 
in Karenz mehr Gehör verschaf-
fen. Wir haben Lösungen für die 
Probleme der AK-Mitglieder und 
ihrer Familien.  

Wir stehen immer auf deiner  
Seite. Überzeuge dich selbst! 

RENATE ANDERL
AK-Präsidentin, Spitzenkandidatin der 

FSG in der AK Wien
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DIE ARBEITERKAMMER GEHÖRT  
ALLEN ARBEITNEHMER:INNEN

Die AK kämpft für die Rechte der 
Arbeitnehmer:innen in der Arbeits- 
welt– und dafür, dass sie gehört, 
gerecht bezahlt und rechtlich ab- 
gesichert sind.  

Expert:innen der AK begutach-
ten Gesetze, formulieren Geset-
zesvorschläge und erkämpfen für 
ihre Mitglieder wichtige Arbeits-
rechte. Denn faire Arbeitsbe- 
dingungen und ein gut ausgebau-
ter Sozialstaat sind nicht selbst-
verständlich. 

Ob es der Anspruch auf min-
destens fünf Wochen bezahl-
ten Urlaub im Jahr, die Eltern- 
oder Pflegekarenz ist: Vieles, 
was heute selbstverständlich 
erscheint, haben die  Gewerk-
schaften gemeinsam mit der AK 
durchgesetzt. 

Zum Beispiel bei den jähr- 
lichen Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften zu den Kol-
lektivverträgen und Lohn- bzw.  
Besoldungsabschlüssen, beim 
Zustandekommen von Geset-
zen und bei allen Fragen der  
Wirtschafts- und Sozialpolitik 
(Arbeitsmarkt, Gesundheitswe-
sen etc.). 

Weil viele Interessen in den 
letzten Jahrzehnten partner-
schaftlich verhandelt und gelöst 
wurden, leben wir in Österreich 
in einem Land, in dem sozialer 
Friede herrscht. Um weiter stark 
für die Arbeitnehmer:innen ein-
treten zu können, sind die AK-
Wahl und deine Stimme für die 
FSG so wichtig.

für die AK- 
Mitglieder
herausgeholt

Mitglieder in 
ganz Österreich

Beratungen in 
den Bereichen 
Arbeitsrecht,
Konsument:innenschutz, 
Steuerrecht,Insolvenzen usw.

Stellungnahmen und 
Begutachtungen zu 

Gesetzen und 
Verordnungen

Über

Fast

Der AK muss man nicht extra 
beitreten – durch das Arbeiter-
kammergesetz sind alle Arbeit-
nehmer:innen automatisch AK-
Mitglieder. Das gilt auch für 
Lehrlinge, Arbeitslose und Men-
schen in Karenz – sie alle können 
die gesamten Leistungen der AK 
nutzen. 

Die Arbeiterkammer ist Teil der 
Sozialpartnerschaft. Gemeinsam 
mit dem ÖGB vertritt  die Arbei-
terkammer die Interessen der 
Arbeitnehmer:innen. Die  Wirt-
schaftskammer vertritt die Inter-
essen der Unternehmer:innen, die 
Landwirtschaftskammer jene der 
der Bäuerinnen und Bauern. Bei 
dieser Zusammenarbeit geht es 
darum, gute Kompromisse zwi-
schen gegensätzlichen Stand-
punkten zu finden.

DEINE ARBEITERKAMMER

495 Mio. €

2 Mio.

4 Mio.

1.478

Erfolgsbilanz der AK Wien 2022

(knapp 950.000
davon in Wien)



6 7

DAS PARLAMENT
DER ARBEITNEHMER:INNEN

Durch das Arbeiterkammergesetz 
(AGK) sind fast alle Arbeitneh-
mer:innen, die unselbstständig 
arbeiten, automatisch Mitglied der 
Arbeiterkammer und somit bei der 
AK-Wahl wahlberechtigt – unab-
hängig von ihrer Staatsbürger-
schaft. 

So läuft die AK-Wahl ab: 
In ganz Österreich wählen die AK-
Mitglieder alle fünf Jahre in einer 
direkten und geheimen Wahl ihr 
„Arbeitnehmer:innen-Parlament“ 
– ähnlich wie bei der Nationalrats-
wahl. Es gibt verschiedene poli-
tische Gruppen oder Fraktionen. 
In Wien wird von 10. bis 23. April 
2024 gewählt. Du kannst direkt in 
deinem Betrieb oder per Briefwahl 
deine Stimme abgeben. 

In Wien besteht das Parlament 
der Arbeitnehmer:innen aus 
180 gewählten Vertreter:innen, 
den Kammerrät:innen.

Von den 180 Kammerrät:innen 
sind 113 aufgrund des Wahl-
ergebnisses 2019 von der Fraktion 
Sozialdemokratischer Gewerk-
schafter:innen. Die Kammerrät:in-
nen üben ihre Tätigkeit ehren-
amtlich aus und bekommen von 
der Arbeiterkammer kein Gehalt, 
keine Abfertigung und keine Pen-
sion. Diese Kammerrät:innen ent-
scheiden darüber, wofür sich die 
AK besonders einsetzen soll. 
Das geschieht durch Diskus-
sionen und Abstimmungen über 
Anträge der verschiedenen Frak-
tionen und Gruppierungen im AK-
Parlament, das mindestens zwei 
Mal im Jahr als Vollversammlung 
– dem Arbeiterkammergesetz 
entsprechend – tagt.  

DIE AK GEHÖRT ALLEN ARBEITNEHMER:INNEN
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KÜRZER & GESÜNDER ARBEITEN UND 
DAS BEI VOLLEM LOHNAUSGLEICH! 

Seit genau 50 Jahren liegt die 
gesetzliche Normalarbeitszeit bei 
40 Stunden pro Woche. Vieles 
hat sich seit den 1970er-Jahren 
geändert: Die Arbeitnehmer:innen 
arbeiten in der gleichen Zeit mehr.  
Davon profitieren die Unterneh-
men! Durch die stetig steigen-
den Leistungen der Beschäftig-
ten wachsen die Profite. Bei der 
Normalarbeitszeit hat sich im 
letzten halben Jahrhundert aber 
im Gesetz nichts Positives für die 
Arbeitnehmer:innen verändert. 
Im Gegenteil: Mit der Einführung 
der 60-Stundenwoche gab es 
einen Rückschritt ins vorige Jahr-
hundert. 

Es wird Zeit, dass auch alle Be-
schäftigten davon profitieren, 
dass Jahr für Jahr in jeder Arbeits-
stunde noch mehr geleistet wird. 
Es wird Zeit für eine Verkürzung 
der Arbeitszeit! 

ARBEIT | SO WOLLEN WIR ARBEITEN

Mit Blick auf die gestiegene Pro-
duktivität und die wachsenden 
Profite muss das natürlich bei 
vollem Lohnausgleich erfolgen, 
also bei gleichbleibendem Lohn.

Arbeit ist wichtig. 
Sie sorgt für Wohlstand und 
soziale Sicherheit, vielen Men-
schen gibt sie Struktur und Sinn 
im Leben. Trotzdem: Die Gesell-
schaft und auch die Wirtschaft 
haben sich weiterentwickelt. Mit 
einer kürzeren Normalarbeitszeit 
bleibt mehr Zeit für die Dinge, die 
im Leben wertvoll sind: Familie, 
Freund:innen, Freizeit, ehrenamt-
liches Engagement, Hobbys und 
nicht zuletzt Erholung und Ent-
spannung. Das alles sorgt dafür, 
dass wir zufriedener sind, gesund 
bleiben und bis zur Pension arbei-
ten können. 

Arbeitszeitverkürzung heißt aber 
auch: Die vor einigen Jahren von 
Schwarz-Blau eingeführte Mög-
lichkeit für Arbeitgeber:innen, 
ihre Beschäftigten an einem ein-
zigen Tag zwölf Stunden und in 
einer einzigen Woche 60 Stunden 
arbeiten zu lassen, muss wieder 
zurückgenommen werden!

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT

Auch das grassierende Unwe-
sen mit unredlichen All-In-Ver-
trägen muss wieder abgeschafft 
werden. Denn: Die Arbeitneh-
mer:innen brauchen nicht noch 
mehr Stress und Druck, sondern 
definitiv weniger! 
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WÄRE NUR FAIR:
DIE SECHSTE URLAUBSWOCHE! 

Der Druck in der Arbeit wird immer 
größer. Viele in der Politik schau-
en dabei tatenlos zu. Dabei gibt es 
viele schnell umsetzbare Maßnah-
men, die für Entlastung sorgen, 
wie etwa eine sechste Urlaubs-
woche für alle!

Seit vielen Jahrzehnten haben 
nur jene Arbeitnehmer:innen An-
spruch auf sechs Wochen Urlaub, 
die seit mindestens 25 Jahren bei 
ein und demselben Arbeitgeber 
tätig sind. Heutzutage sind das 
aber nur noch die Allerwenigsten. 

Die Arbeitsbelastung und der 
Arbeitsdruck sind jedoch für alle 
gleich, auch für jene, die erst ein, 
vier oder neun Jahre im selben 
Unternehmen arbeiten.

Darum brauchen alle Arbeit-
nehmer:innen möglichst rasch 
den Anspruch auf eine sechste 
Urlaubswoche! Das bringt mehr 
Freizeit, mehr Erholung und weni-
ger Druck für alle. Wenn Kran-
kenstände sinken und Menschen 
gesund bis zur Pension arbeiten 
können, profitiert auch die Volks-
wirtschaft davon.

ARBEIT | SO WOLLEN WIR ARBEITEN DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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ARBEITEN UND SICH WEITERBILDEN. 
EIN DING DER MÖGLICHKEIT!

Immer wieder etwas Neues lernen, 
sich weiterentwickeln und sich 
bilden: das ist heutzutage gesell-
schaftlicher Anspruch geworden. 
Von Fortbildungen profitieren alle: 
die Arbeitnehmer:innen, die sie in 
Anspruch nehmen, und Arbeit-
geber:innen, in deren Betrieben 
die neu gewonnenen Fähigkeiten 
dann angewendet werden. Umso 
wichtiger ist es, genügend Mög-
lichkeiten zur beruflichen Wei-
terbildung zu schaffen und den 
Beschäftigten, die diese Gelegen-
heit in Anspruch nehmen, Sicher-
heit zu geben – vor allem auch für 
Arbeitnehmer:innen mit geringe-
ren Qualifikationen.

Darum muss die Einrichtung der 
Bildungskarenz neu gedacht und 
auf eine stabilere Basis gestellt 
werden – allem voran mit einem 
Rechtsanspruch darauf! Den 
Arbeitnehmer:innen mit Weiterbil-
dungswunsch dürfen keine Prügel 
vor die Füße geworfen werden.
Unternehmen dürfen sich auch in 
anderen Bereichen nicht vor ihrer 
Verantwortung zur Weiterqua-
lifizierung ihrer Mitarbeiter:in-
nen drücken! In den letzten zehn 
Jahren haben sie ihren Kostenan-
teil für Weiterbildungen massiv 
reduziert. Eingesprungen sind 
die Arbeitnehmer:innen, die ihre  
Qualifizierung selbst bezahlen. 

ARBEIT | SO WOLLEN WIR ARBEITEN

Die berufliche Weiterbildung 
darf nicht weiterhin hauptsächlich 
von den Beschäftigten selbst und 
vom Staat finanziert werden. Eine 
wirksame Maßnahme dafür ist die 
Einrichtung eines von Unterneh-
men finanzierten Weiterbildungs-
fonds. Auch Arbeitslosigkeit darf

nicht weiter nur verwaltet wer-
den! Vielmehr müssen Qualifi-
zierungsmaßnahmen und eine 
höheres Ausbildungsgeld dazu 
führen, dass Menschen mit neuen 
Kenntnissen und Fähigkeiten 
wieder ins Arbeitsleben einstei-
gen können.

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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TEILZEITARBEIT UND ALTERSARMUT. 
RAUS AUS DER FALLE!

Wer ein Leben lang gearbeitet 
hat, verdient es, eine gute Pen-
sion zu erhalten, von der man nicht 
nur leben, sondern von der man 
sich ab und zu auch etwas gönnen 
kann. In den vergangenen Jahren 
hat sich die Regierung viel zu 
wenig darum gekümmert!

Die geblockte Altersteilzeit hat 
bislang dazu beigetragen, dass 
viele Arbeitnehmer:innen länger 
im Job bleiben und dadurch in 
vielen Fällen gesund in Pen-
sion gehen konnten. Gerade für 
Beschäftigte in besonders belas-
tenden Berufen ist das wichtig. 
Auch zur Eindämmung der Alters-
arbeitslosigkeit hat die geblockte 
Altersteilzeit beigetragen. Trotz-
dem hat die ÖVP/Grüne-Bun-
desregierung sie abgeschafft! Sie 
wieder einzuführen, ist und bleibt 
unser Verlangen. 

Und auch mit einer großen Un-
gerechtigkeit im Pensionssys-
tem muss Schluss sein: Teilzeit-
arbeit wirkt sich sehr negativ auf 
die Pensionshöhe aus. Betroffen 
sind vor allem Frauen, weil sie 
immer noch überwiegend für die 
Bildung und Betreuung von Kin-
dern, die Pflege von Angehöri-
gen und andere unbezahlte, aber 
unverzichtbare Arbeit zuständig 
sind. 

Aber auch viele Arbeitgeber:innen 
bieten Teilzeitbeschäftigten keine 
Vollzeitstellen an. Nicht zuletzt 
auch deshalb, weil die Abgeltung 
von Mehrarbeit, die von Teilzeit-
beschäftigten geleistet wird, für 
Arbeitgeber:innen deutlich güns-
tiger ist als die Abgeltung von 
Mehrarbeit von Vollzeitbeschäf-
tigten (25 Prozent statt 50 Prozent 
Zuschlag). Das muss sich ändern!

ARBEIT | SO WOLLEN WIR ARBEITEN

Rund 47 Millionen Mehr- und Überstunden, welche von den Beschäftigten 
im Vorjahr geleistet wurden, haben die Betriebe weder mit Geld noch mit 
Zeitausgleich abgegolten. Frauen sind davon stärker betroffen als Männer!

Dabei zeigt die Arbeitskräfteer-
hebung 2022 (Statistik Austria), 
dass 107.600 Teilzeitbeschäftig-
te gerne länger arbeiten würden.  
Auf die Höhe der Pension dieser 
Arbeitnehmer:innen hat das eine 
fatale Wirkung! 

Wir fordern, dass auch Mitarbei-
ter:innen in Teilzeit bei Mehrarbeit 
einen 50-prozentigen Zuschlag 
erhalten müssen. Eine besse-
re Anrechnung der Arbeitszeiten 
und eine gute Absicherung gegen 
Armut sind dringend nötig!

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT

ÜBERSTUNDEN
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ARBEIT | SO WOLLEN WIR ARBEITEN

SCHWARZ AUF WEISS: GLEICHER 
LOHN FÜR GLEICHWERTIGE ARBEIT!

Löhne und Gehälter sind allzu 
oft gut gehütete Geheimnisse in 
Unternehmen. In vielen Fällen gibt 
es auch kein nachvollziehbares 
Gehaltssystem. Das führt dann 
dazu, dass die Entlohnungsstu-
fen sehr unterschiedlich ausfal-
len können. Wenig überraschend 
sind es dann oft Frauen, die gerin-
ger bezahlt werden. Hier muss es

unbedingt Gegenmaßnahmen  
geben! Wären Unternehmen ver-
pflichtet, jeden Lohn bzw. jedes 
Gehalt im Betrieb transparent zu 
machen, würde sich die Einkom-
menslücke zwischen Männern und 
Frauen rascher schließen! 

Denn selbst wenn die Teilzeittätig-
keiten herausgerechnet werden,

verdienen Frauen in Wien im 
Jahr 2023 immer noch um 11  
Prozent weniger als Männer. 
Das ist zutiefst ungerecht!  
Verpflichtende Einkommens-
berichte mit der Transparenz 
aller Gehälter wären ein weiterer 
großer Schritt, um endlich tat-
sächlich gleiche Entlohnung zu 
erreichen!
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WIR BLEIBEN
KÄMPFERISCH 
FÜR ALLE 
BESCHÄFTIGTEN

DEINE STIMME
FÜR DEINE
PRÄSIDENTIN
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STEUERGERECHTIGKEIT, 
DIE FÜR ALLE GILT

Steuern sind die Grundlage dafür, 
dass unser aller Leben funktio-
niert. Sie ermöglichen es, dass 
der Staat Gesundheitsversorgung, 
Bildung, Sicherheit und vieles 
andere für alle organisieren und 
finanzieren kann. Dazu müssen 
alle Menschen, die in Österreich 
leben, etwas beitragen. Dabei 
muss es aber gerecht zugehen!

Derzeit sind es die Beschäftigten, 
die den allergrößten Teil der Steu-
ern leisten! Rund 80 Prozent des 
Steuerkuchens zahlen Arbeitneh-
mer:innen und Konsument:innen. 
Aus Vermögen hingegen kommen 
aktuell nur knapp 1,4 Prozent des 
Steueraufkommens, aus Erb-
schaften – auch wenn sie Millio-
nen betragen – kein einziger Cent.

Konzerne machen riesige Gewin-
ne, verschieben diese aber in 
Steuersümpfe und tragen somit 
nichts zur öffentlichen Finanzie-
rung bei. Das muss sich sofort 
ändern!

Wir brauchen endlich eine Mil-
lionärssteuer! Steuerzuckerl für 
multinationale Konzerne müssen 
abgeschafft und Steuerschlupf-
löcher geschlossen werden. Es 
muss endlich Schluss damit sein, 
die Steuern für Großunternehmen 
ständig zu senken! Nur so kommen 
wir zu mehr Gerechtigkeit in der 
Gesellschaft und können das Aus-
einandergehen der Schere zwi-
schen Arm und Reich stoppen.

VERTEILUNG | EINE FRAGE DER GERECHTIGKEIT DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT

Die reichsten 10 %
der  Gesellschaft

50 % der 
Gesellschaft 

zwei Drittel des
Gesamtvermögens.

2,8 % des  
Gesamtvermögens.

verfügen über

teilen sich nur

Quelle: Studie der Vermögenskonzentration in Österreich, AK 2020
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VERTEILUNG | EINE FRAGE VON GERECHTIGKEIT

DIE TEUERUNG ENDLICH STOPPEN!

Teuerung und Inflation sind kein  
Schicksal und kein Naturgesetz. Sie 
waren und sind belastend für 
alle Arbeitnehmer:innen – aber 
man kann sofort gegensteuern! 
Eine echte Mietpreisbremse, eine 
Deckelung der Kosten für Energie 
und das Aussetzen der Mehrwert-
steuer für Grundnahrungsmit-
tel würden nicht nur die Inflation 
einbremsen, sondern alle – ganz 
besonders die Beschäftigten – 
auch ganz unmittelbar entlasten.

Gerade in Österreich war und ist 
die Inflation besonders hoch. 
Auch andere europäische Länder 
kämpfen gegen die Teuerung. Im 
Gegensatz zur österreichischen 
Bundesregierung haben aber die 
Regierungen vieler anderer Staa-
ten gegengesteuert. 

So hat beispielweise Spanien 
die Steuern auf Nahrungsmit-
tel gesenkt und den Anstieg der 
Mieten gesetzlich eingedämmt. 
In Frankreich hat die Regierung 
Strom- und Gaspreise gedeckelt, 
in Portugal wurden ebenfalls die 
Steuern auf Grundnahrungsmittel 
ausgesetzt!

Die punktuellen Entlastungen der 
österreichischen Bundesregie-
rung reichen nicht, um die massive 
Teuerung langfristig abzufedern! 
Was die Menschen im Land jetzt 
dringend brauchen, sind echte 
Preisbremsen und eine vernünf-
tige und faire Gegenfinanzierung. 
Die Regierung muss sich das Geld 
von den wenigen Superreichen 
holen, nicht von den Vielen! 

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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DER PLAN GEGEN DIE TEUERUNG

Wir haben eine Gasmarktkrise, die immer mehr  auch zur Strom-
marktkrise wird, denn die Preise hängen zusammen. Weil der 
Strompreis für den größten Teil der Inflation verantwortlich 
ist, ist eine Trennung von Strom- und Gaspreis ein wirkungs- 
volles wirtschaftspolitisches Instrument, um sie zu dämpfen. 
Die Bundesregierung muss rasch eine systemische Lösung 
vorlegen und umsetzen, denn kleine Reformen bringen uns 
nicht weiter! Ein Gaspreisdeckel muss dringend eingeführt 
werden und der Strompreisdeckel so lange erhalten bleiben,  

bis die Inflationn wieder auf Normalwert gesunken ist.

Es ist eine Frage der Fairness, krisenbedingte Übergewin-
ne abzuschöpfen und den Verbraucher:innen zurückzuge-
ben. Denn während sich die Kosten für die Erzeugung von 
erneuerbarem Strom und die Gewinnung von Erdgas und 
Erdöl kaum verteuert haben, sind die Verkaufspreise trotz-
dem explodiert. Die Profiteur:innen müssen zur Finanzierung 
der Energiepreisdeckel herangezogen werden! Es kann nicht 
sein, dass Unternehmen weiterhin Rekordgewinne in Milliar-

denhöhe auf Kosten der Allgemeinheit erzielen!

TRENNUNG VON GAS- UND STROMMARKT!

ÜBERGEWINNE ABSCHÖPFEN STATT EINSTECKEN!

VERTEILUNG | EINE FRAGE DER GERECHTIGKEIT

WOHNEN WIEDER LEISTBAR MACHEN!
Die Reform des Mietrechts ist längst überfällig. 
Bis es dazu kommt, müssen die Mieterhöhungen 
begrenzt werden, und zwar in allen Mietvertragsfor-
men. In privaten Mietverhältnissen sind Mieter:in-
nen oft besonders den Vermieter:innen ausgeliefert. 
Mieten dürfen nicht öfter als ein Mal im Jahr und nur 
um maximal zwei Prozent erhöht werden – auch 
rückwirkend für 2022! Zu viel Wohnraum steht leer 
und dient nur der Spekulation. Damit muss Schluss 
sein: ganz Österreich braucht eine Leerstandsab-
gabe! Damit diese wirkt, muss sie der Bund sie in 
einer relevanten Höhe beschließen oder die Länder 
müssen die Abgaben selbst einheben können. Dazu 
muss der Bund den Ländern in dieser Frage mehr 

gesetzliche Kompetenzen übertragen! 

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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FAMILIEN ENTLASTEN, 
ARBEIT NEU VERTEILEN!

Nach wie vor sind es Frauen, die 
in der Familie und im Privaten die 
Mehrfachbelastung schultern. 
Nach wie vor stecken sie beruf-
lich zurück, um Angehörige zu 
pflegen, sich um Kinder, Fami-
lienorganisation und Haushalt 
zu kümmern. Da bleibt dann oft 
gerade noch Zeit für einen Teil-
zeitjob, – mit entsprechend weni-
ger Gehalt und entsprechend 
niedrigerer Pension.

Um diese gesellschaftlich immer 
noch vorherrschende Situation für 
Frauen zu verbessern und ihnen 
Chancen für Freiheit und Selbst-
bestimmung zu eröffnen, gibt es 
viele Ansatzpunkte: 

Der wichtigste Ansatz ist der 
Ausbau von qualitätsvollen und 
leistbaren Kinderbildungs- und 
betreuungseinrichtungen samt 
Rechtsanspruch darauf sowie die 
Sicherstellung von guten Pflege-
angeboten. 

Aber auch der weitere Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs spielt eine 
Rolle, um Arbeitsstätten auch gut 
und flexibel erreichen zu können.

Wir verlangen ein (Familien-) 
Arbeitszeitmodell zu etablieren, 
in dem beide Elternteile weniger 
arbeiten, aber einen Teil des Ent-
gelts ersetzt bekommen und so 
mehr Zeit für den Familienalltag 
bleibt. Ein solches Modell kann 
nicht nur viel zur Entlastung von 
Frauen beitragen, sondern auch 
althergebrachte Rollenmodelle 
aufbrechen. 

VERTEILUNG | EINE FRAGE DER GERECHTIGKEIT DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT



36 37

MEHR 
GERECHTIGKEIT 
FÜR ALLE

WIR BLEIBEN
KÄMPFERISCH
FÜR ALLE
BESCHÄFTIGTEN   
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KINDER UND JUGENDLICHE HABEN 
DIE BESTE ZUKUNFT VERDIENT!

Von der Kinderkrippe bis zum 
Schul- oder Lehrabschluss: Wir 
müssen uns auf das Bildungswe-
sen verlassen können. Einerseits 
haben unsere Kinder und Jugend-
lichen die beste Bildung und Aus-
bildung verdient. Aber auch Eltern 
und Erziehungsberechtigte 
müssen aus der Situation befreit 
werden, sie neben ihrer Berufs-
tätigkeit die Lücken schließen 
müssen, die das Bildungssystem 
offenlässt.

Nachmittagsbetreuung, Ferienbe-
treuung, Nachhilfekosten und so 
weiter … Das ist gerade in Zeiten 
der Teuerung für viele Familien 
nicht leicht zu schultern. Und es 
ist auch ungerecht! 

Denn die Bildungschancen der 
Kinder dürfen nicht von der Geld-
börse und den Möglichkeiten der 
Eltern abhängen. 

Eine Ganztagsschule mit Lern-
unterstützung und Freizeitange-
boten sorgt nicht nur für gleiche 
Bildungschancen aller Kinder, 
sondern entlastet die Eltern von 
„Schulaufgaben“.

Jeder Euro, der in Elementarpä-
dagogik, Kinderbildung, Schu-
len und Lehrlingswesen inves-
tiert wird, zahlt sich doppelt aus: 
für die Zukunft der Kinder und 
Jugendlichen und zur Entlastung 
der Eltern!

ZUSAMMENHALT | GEMEINSAM SIND WIR STARK DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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Die Teuerung ist kein Schick-
sal, sondern muss entschlossen 
bekämpft werden. Die Bundes-
regierung weigert sich jedoch 
beharrlich, selbst die einfachs-
ten Maßnahmen wie einen echten 
Energiepreisdeckel oder eine 
Mietpreisbremse umzusetzen, 
wie es Wien jetzt in Gemeinde-
bauwohnungen gemacht hat. Wir 
fordern das von der Bundesregie-
rung für alle Mietvertragsformen!

Denn die Wohnkosten sind in den 
vergangenen Jahren um mehr 
als ein Viertel angestiegen. Für 
die meisten Arbeitnehmer:innen 
belaufen sich die Wohnkosten 
mittlerweile auf über 30 Prozent 
des Haushaltseinkommens. Das 
muss sich dringend ändern, und 
zwar mit einer Mietpreisbremse: 
Maximal eine Erhöhung pro Jahr, 
maximal zwei Prozent und das für 
alle Mietverträge!

ZUSAMMENHALT | GEMEINSAM SIND WIR STARK

LEISTBARES WOHNEN  
IST MÖGLICH!

Die Mieten gehen durch die Decke. Hinzu kommt, dass fast je-
der zweite privat bestehende Mietvertrag befristet ist – im Schnitt 
auf vier Jahre. Eine mit einer Vertragsverlängerung einhergehende 

Mieterhöhung macht Wohnen für immer mehr unleistbar.

Daher:

Jeder zweite privat bestehende Mietvertrag ist befristet. 
Rund 690.000 Menschen leben in diesen  

befristet vermieteten Wohnungen.

Menschen leben in diesen befristet
vermieteten Wohnungen.

wohnen zu dritt oder mit noch mehr Personen
im Haushalt, also fast immer Familien mit 
Kindern.

Jahre ist die durchschnittliche Dauer  
der befristeten Verträge.

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT

690.000
50 %

4

BEFRISTETE MIETVERTRÄGE ABSCHAFFEN 
UND MIETENDECKEL EINFÜHREN!

FAST JEDER MIETVERTRAG IST BEFRISTET.
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ZUSAMMENHALT | GEMEINSAM SIND WIR ALLE

Unser Gesundheitssystem steckt 
in einer Krise. Es gibt zu wenig 
Kassenärzt:innen und in den Spi-
tälern und Pflegewohnhäusern 
fehlt das Personal. Immer mehr 
Pflegekräfte steigen aus ihrem 
Job aus. Allein im Jahr 2023 fehl-
ten rund 1.000 Pflegekräfte und 
200 Ärzt:innen in Wien aufgrund 
von Pensionierungen und Berufs-
ausstieg wegen Überlastung.

Der systematischen Überlastung 
der Beschäftigten im Gesund-
heitssystem muss rasch ent-
ge-gengetreten werden, sonst 
droht dem öffentlichen Gesund-
heitswesen ein Burn-out. Um die 
Arbeit im Gesundheitsbereich zu 
attraktivieren, hat die Stadt Wien 
zuletzt die Löhne und Gehäl-
ter des Personals angehoben. 
Ab 2025 kommt es in Wien zudem

durch Schaffung eines einheit-
lichen Arbeitszeitmodells zu 
einer Arbeitszeitverkürzung für 
viele tausende Bedienstete beim 
Gesundheitsverbund!

Mit einer Ausbildungsoffensive 
arbeitet die Stadt Wien auch ver-
stärkt am so dringend benötigten 
Nachschub von Fachkräften. 

Immer mehr Patient:innen sind 
gezwungen, den teuren Weg zu 
Wahlärztinnen und Wahlärzten zu 
beschreiten, denn ein Termin bei 
der Kassenärztin oder beim Kas-
senarzt setzt oft eine wochen- 
lange Wartezeit voraus. Ein Aus-
weg aus dieser Entwicklung kann 
die Einrichtung von Erstversor-
gungszentren sein, wie es Wien 
aktuell vorzeigt.

EIN GESUNDES GESUNDHEITS-
SYSTEM FÜR UNS ALLE!

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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GUTES KLIMA SOZIAL  
GESTALTEN!

Wir alle spüren die Klimakrse und 
ihre Auswirkungen immer deut-
licher. Und wir alle wissen, dass 
sich etwas ändern muss, wenn 
wir den Temperaturanstieg und 
die Wetterextreme eindäm-
men wollen. Aber auch bei der 
Bekämpfung des Klimawandels 
geht es um Gerechtigkeit! Alle 
müssen dazu beitragen, denn die 
Belastung, welche die Bekämp-
fung der Folgen der Klimakrise mit 
sich bringt, kann nicht von Einzel-
nen allein geschultert werden!

Zurzeit ist es so: Die reichsten zehn 
Prozent der Menschen verursa-
chen ein Vielfaches an CO2-Aus-
stoß im Vergleich zu den übrigen 
90 Prozent der Weltbevölkerung. 

Noch schlimmer: Während sich 
der CO2-Ausstoß von den „unte-
ren“ 99 verringert, steigt jener 
vom reichsten Prozent weiter an. 
Das kann nicht so bleiben!

Verantwortungsloser Überkon-
sum, umweltbelastender Luxus 
und gedankenlose Flüge mit Pri-
vatjets dürfen nicht mehr auf der 
Tagesordnung stehen. Im Sinne 
der Vielen, die bewusst leben 
und aufeinander sowie das Klima 
Rücksicht nehmen, müssen hier 
scharfe gesetzliche Einschrän-
kungen her.

ZUSAMMENHALT | GEMEINSAM SIND WIR STARK DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT
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DEINE STIMME
FÜR DEINE
PRÄSIDENTIN

DEINE STIMME
FÜR DEINE
PRÄSIDENTIN
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Das starke Team der FSG in der 
AK Wien

AK-VIZEPRÄSIDENT 
Helmut Gruber

AK-VIZEPRÄSIDENT
Erich Kniezanrek

AK-PRÄSIDENTIN
Renate Anderl

AK-VIZEPRÄSIDENTIN 
Barbara Teiber

AK-VIZEPRÄSIDENTIN 
Regina Assigal

DAS STARKE TEAM DER    FSG IN DER AK WIEN
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SO LÄUFT DIE AK-WAHL AB

Es gibt zwei Möglichkeiten, wie 
man bei bei der AK-Wahl seine 
Stimme abgeben kann:

direkt im Betrieb,
durch Briefwahl.

Beides ist unbürokratisch und 
schnell erledigt. Das Wahlge-
heimnis bleibt immer gewahrt.  
Die Wahlberechtigten erhalten 
alle Informationen zur Wahl von 
der Arbeiterkammer Anfang März 
2024 per Brief.

Wer ist  wahlberechtigt?

Zur Info: Wer zu diesem Stichtag 
Lehrling, geringfügig beschäftigt 
oder karenziert ist bzw. sich als 
Arbeitnehmer gerade im Zivil- oder 
Präsenzdienst befindet oder in den 
letzten zwölf Monaten arbeits-
los wurde, kann sich in die Wäh-
ler:innenliste eintragen lassen. 
Das AK-Wahlbüro informiert 
darüber rechtzeitig schriftlich. 

Keine österreichische Staats-
bürgerschaft nötig! Bei der AK-
Wahl in Wien dürfen alle wählen, 
die in Wien arbeiten. Der Reise-
pass ist egal.

10.-23. APRIL 2024

1.
2.

Automatisch wahlberechtigt ist, 
wer zum Stichtag 3. Jänner 
2024  Mitglied der Arbeiter-
kammer ist, also wenn man  zu 
diesem Zeitpunkt unselbst-
ständig beschäftigt ist oder 
einen freien Dienstvertrag hat.  
 
In dem Bundesland, in dem man 
arbeitet, ist man AK-Mitglied.

Die wichtigsten Informationen zur 
Wahl erhalten  alle AK-Mitglie-
der schriftlich per Brief vom AK-
Wahlbüro: Wann und wo gewählt 
werden kann, wie und wann sie 
eine Wahlkarte erhalten und ob 
sie in die Wähler:innenliste auf-
genommen werden können, wenn 
sie nicht automatisch wahlbe-
rechtigt sind.

Wenn eine Wahl im Betrieb nicht 
möglich ist, wird den Mitgliedern 
Anfang April 2024 automatisch 
eine Briefwahlkarte zugeschickt. 
Mit dieser Briefwahlkarte kann 
die Wahlstimme kostenlos mit der 
Post verschickt werden. Achtung: 
Spätestens am 23. April 2024 
muss die Wahlkarte bei der Post 
abgegeben werden.

Auch eine persönliche Stimm-
abgabe in einem der öffentli-
chen Wahllokale ist möglich, 
wo man mit Briefwahlkarte und 
einem amtlichen Lichtbildausweis 
wählen kann.

WÄHLEN MIT BRIEF (BRIEFWAHL)

WÄHLEN IM BETRIEB

Darüber informiert das Wahlbüro  
der AK Wien Anfang März per Post.

Falls im Betrieb gewählt werden 
kann, erfahren die Beschäftig-
ten erneut per Post Anfang April 
Ort und Öffnungszeiten. Auch der 
Betriebsrat bzw. die Personalver-
tretung kann informieren.

Ist man zum Zeitpunkt der Wahl 
im Betrieb verhindert, kann bis 
07. April 2024 im AK-Wahlbüro 
eine Wahlkarte beantragt werden. 
Diese kann postalisch verschickt 
oder in einem öffentlichen Wahl-
lokal abgegeben werden, nicht 
jedoch in einem Betriebswahl-
lokal.

DEIN PROGRAMM FÜR MEHR GERECHTIGKEIT

In vielen – meist größeren – Un-
ternehmen wird direkt im Betrieb 
gewählt. Dazu werden Betriebs-
wahlsprengel eingerichtet. Sie 
können einen oder mehrere Be-
triebe umfassen. Innerhalb eines 
Sprengels kann es verschiedene 
Wahlorte und Wahlzeiten geben.

Mehr Informationen zur 
AK Wahl gibt es unter:

arbeiterkammer.at/wahl
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